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Antrag 

der Fraktion der FDP 


betr. Altersversorgung für das deutsche Handwerk. 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, in dem vom Bundesarbeitsmini- 
sterium ausgearbeiteten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Altersversorgung für das deutsche Handwerk 
noch folgende Regelungen einzufügen; 

1. Weitere Auflockerung des Altersversorgungsgesetzes: 

Handwerker, die ihr Gewerbe nur in geringem Umfang betreiben, 
bleiben in sinngemäßer Anwendung (des § 10 des Angcstellten- 
versicherungsgesetzes und der Verordnung über die Versicherungs- 
freiheit vorübergehender Dienstleistungen in der Angcstcllten- 
versicherung vom 9. Februar 1923 in der Fassung der späteren 
diesbezüglichen Bestimmungen versicherungsfrei. 

2. Verbesserung des Altersversorgungsgesetzes für das 
Handwerk: 

Die über 50-jährigen, bisher Icbensversidierten Handwerker 
erhalten bei einem Übertritt in die Angestclltcnversicherung im 
Falle der Berufsunfähigkeit oder der Erreichung des 65. Lebens- 
jahres je Vi 5 des Grundbetrages der An gestellten Versicherung für 
jedes in diesem Versicherungszweig zurückgelegte Beitragsjahr. 

Die gesetzgeberischen Arbeiten sind so zu fördern, daß das Gesetz 
spätestens am 1. Juli 1952 in Kraft tritt. 
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